
Abgeordnete König, DIE LINKE:

Danke für die Antwort. Als Erstes: Kann denn bestätigt werden, dass die Gründung des Stütz-

punkts „Der Dritte Weg“ im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt in Piesau stattgefunden hat?

Götze, Staatssekretär:

Das kann ich jetzt hier so nicht bestätigen, müsste ich recherchieren lassen, würde das dann

schriftlich verankern.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Die zweite Frage: Sind Ihnen denn weitere Veranstaltungen der Neonaziszene für das restliche

Jahr 2015 im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt bekannt?

Götze, Staatssekretär:

Da gibt es mit Sicherheit noch Veranstaltungen. Auch das würde ich noch einmal recherchieren

lassen und Ihnen dann schriftlich zuarbeiten.

Vizepräsident Höhn:

Moment, Herr Staatssekretär. Es gibt noch eine Nachfrage vom Abgeordneten Kowalleck.

Abgeordneter Kowalleck, CDU:

Danke, Herr Präsident. Herr Staatssekretär, inwieweit wird denn vonseiten der Landesregierung

auf die von Ihnen beschriebene Entwicklung der rechten Szene im Bereich Saalfeld-Rudolstadt

reagiert?

Götze, Staatssekretär:

Die Reaktionen rein repressiv sind natürlich entsprechende Strafverfolgungsmaßnahmen durch

Polizei, Staatsanwaltschaften, wenn Straftaten auftreten. Im präventiven Bereich durch eine ver-

stärkte Aufklärungstätigkeit und auch Unterstützung der lokalen Bündnisse, die sich den Rechtsex-

tremisten entgegenstellen.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Höhn:

Wir kommen nun zur Anfrage von Frau Abgeordneter Henfling, Bündnis 90/Die Grünen, in der

Drucksache 6/1219.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Anerkennung der Studienabschlüsse „Bildung und Erziehung von Kindern“ und „Pädagogik der

Kindheit“

Seit September 2010 gibt es an der Fachhochschule Erfurt Absolventinnen und Absolventen des

berufsbegleitenden Studienganges „Bildung und Erziehung von Kindern“; ab 2015 werden die ers-

ten Absolventinnen und Absolventen den grundständigen Studiengang „Pädagogik der Kindheit“
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erfolgreich beenden. Eine angemessene Anerkennung und Einstufung dieser Abschlüsse ist je-

doch nicht gegeben. In den „Fachlichen Empfehlungen zu Fachkräften im Bereich der Kinder- und

Jugendhilfe in Thüringen“ (Stand: 4. Juni 2012) sind die „staatlich anerkannten Kindheitspädago-

ginnen und -pädagogen B.A.“ nur in folgenden Bereichen im Fachkräftegebot namentlich aufge-

führt: Handlungsfeld Förderung der Erziehung in der Familie (§§ 16 bis 18 SGB VIII) und Hand-

lungsfeld Träger der öffentlichen Jugendhilfe (Verwaltung). Berufspraktisch erfahrene Kindheitspä-

dagoginnen und -pädagogen sind nicht nur in der Kindertagesbetreuung in der konkreten Arbeit

mit den Kindern fachlich fundiert ausgebildet, sondern geeignet für die Tätigkeit in Eltern-Kind-Zen-

tren, Familienzentren, als Einrichtungsleitungen und in der Fachberatung bzw. im Bereich der

Ganztagsschulen als koordinierende Fachkräfte.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Perspektiven haben die Studiengänge „Bildung und Erziehung von Kindern“ und „Päd-

agogik der Kindheit“ in der aktuellen Hochschulpolitik des Landes?

2. Inwieweit werden die Hochschulabschlüsse der staatlich anerkannten Kindheitspädagoginnen

und -pädagogen bei der Stellenvergabe im Fachkräftegebot anerkannt und berücksichtigt?

3. Inwieweit sieht die Landesregierung die Notwendigkeit, den Abschluss der Kindheitspädagogin-

nen und -pädagogen in weitere Tätigkeitsfelder des Fachkräftegebots verbindlich einzupflegen?

4. Was gedenkt die Landesregierung zu tun, um den Anteil an Kindheitspädagoginnen und -päd-

agogen zu erhöhen und diese Tätigkeit attraktiv zu machen?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Frau Staatssekretärin Ohler.

Ohler, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-

ge der Abgeordneten Henfling beantworte ich namens der Landesregierung wie folgt:

Die B.A.-Studiengänge „Bildung und Erziehung von Kindern“ – berufsbegleitend – und „Pädagogik

der Kindheit“ sind an der Fachhochschule Erfurt angesiedelt. Zielstellung beider Studienangebote

ist die akademische Ausbildung von pädagogischem Fachpersonal für die Arbeit mit Kindern im

Vor- und Grundschulalter. Diese Studiengänge werden sehr gut nachgefragt. Die Struktur- und

Entwicklungsplanung der Fachhochschule Erfurt sieht keine Änderung für diese Studiengänge vor.

Die staatliche Anerkennung der Abschlüsse dieser Studiengänge als Kindheitspädagogen ist un-

strittig. Die staatliche Anerkennung der Studiengänge in der Kindheitspädagogik hat der Freistaat

Thüringen bereits mit dem Ersten Gesetz zur Änderung des Thüringer Sozialberufe-Anerken-

nungsgesetzes vom 7. Oktober 2012 geregelt. Mit dem Beschluss der fachlichen Empfehlungen zu

Fachkräften im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe in Thüringen vom 4. Juni 2012 hat der Lan-

desjugendhilfeausschuss geregelt, in welchen Handlungsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe wel-

che sozialpädagogischen Studienabschlüsse zum Einsatz kommen können. Demnach kann der

staatlich anerkannte Kindheitspädagoge/die -pädagogin neben den Kindertageseinrichtungen auch
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in den Bereichen der Förderung der Erziehung in der Familie tätig werden. Dies umfasst den Ein-

satz in Familienzentren ebenso wie die Tätigkeit in Eltern-Kind-Zentren.

Die Fragen 2 bis 4 würde ich zusammen beantworten: Die Inhaber der genannten Hochschulab-

schlüsse sind anerkannte Fachkräfte für den Bereich der öffentlichen Kindertageseinrichtungen.

Lediglich im Bereich der Jugendhilfe gibt es Einschränkungen dahingehend, dass der Bachelor

oder Masterabschluss in einem Studiengang der Kindheitspädagogik mit staatlicher Anerkennung

per se nicht das Fachkräftegebot in den Handlungsfeldern Gemeinsame Wohnformen für Mütter,

Väter und Kinder, Hilfen zur Erziehung, Eingliederungshilfen für seelisch behinderte Kinder und

Hilfe für junge Volljährige im Sinne der §§ 19, 27 bis 35a, 41 SGB VIII erfüllt. Der jeweilige Träger

einer solchen Einrichtung kann allerdings für eine Absolventin bzw. einen Absolventen eines sol-

chen Studiengangs eine Zulassung nach § 23 Satz 2 ThürKJHAG bei dem Landesjugendamt auf

Antrag dann erhalten, wenn diese Person nach ihren Vorbildungsvoraussetzungen und Erfah-

rungswerten für dieses spezielle Setting geeignet ist. Es gibt insoweit keinen Ausschluss in den

beschriebenen Tätigkeitsfeldern, sondern die Fachkräfteanerkennung bezüglich der genannten Bil-

dungsabschlüsse bleibt hier lediglich einer Einzelfallentscheidung des Landesjugendamts vorbe-

halten. Bezüglich der Attraktivität des Berufsbildes der genannten Bildungsabschlüsse bleibt fest-

zustellen, dass zumindest der Abschluss „Pädagogik der Kindheit“ nicht als Eingruppierungsmerk-

mal in dem aktuellen Schlichtungsergebnis zum TVöD-SuE enthaltenist. Bezüglich des Abschlus-

ses „Bildung und Erziehung von Kindern“ ist diese ebenfalls nicht im aktuellen Schlichtungsergeb-

nis im TVöD-SuE enthalten, jedoch dürfte dieser Abschluss in der Regel darauf ausgerichtet sein,

künftige Führungsaufgaben wahrzunehmen, zum Beispiel in Kindertageseinrichtungen. Für diesen

Fall der Übernahme von Führungs- bzw. Leitungsaufgaben ist bezüglich der eigentlichen Eingrup-

pierung der jeweilige Bildungsabschluss unbeschadet von etwaigen fachgesetzlichen Regelungen

wie zum Beispiel § 14 Abs. 4 ThürKitaG eher sekundär, da hier weniger die Qualifikation als viel-

mehr die jeweilige Belegung der Einrichtung maßgeblich ist. Eine Einflussnahme der Landesregie-

rung auf die jeweilige tarifvertragliche Ausgestaltung ist allerdings ausgeschlossen. Ich danke für

die Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Höhn:

Es gibt eine Nachfrage von Frau Abgeordneter Henfling.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Können Sie mir sagen, wie weit Absolventinnen und Absolventen der genannten Abschlüsse auch

im Bereich der unbegleiteten minderjährigen Ausländerinnen und Ausländer in Einsatz kommen

können?

Ohler, Staatssekretärin:

Das muss ich noch mal ebenfalls nachrecherchieren lassen und würde es schriftlich beantworten.

Vizepräsident Höhn:

Eine Nachfrage vom Abgeordneten Wolf.
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Abgeordneter Wolf, DIE LINKE:

Frau Staatssekretärin, gibt es seitens des Ministeriums die Absicht bzw. ist das schon erfolgt, beim

Kommunalen Arbeitgeberverband bzw. bei den tarifführenden Gewerkschaften eine Nachfrage an-

zustellen, inwiefern die Abschlüsse in Thüringen, die natürlich nicht bundesweit im Tarifwerk hun-

dertprozentig eingepflegt werden können, zukünftig Geltung erlangen können, sodass das, was

auch im Koalitionsvertrag steht, nämlich die Akademisierung auch der frühkindlichen Bildung wei-

ter voranzutreiben, auch in der Anerkennung der Abschlüsse weiter Rechnung trägt?

Ohler, Staatssekretärin:

Auch da müsste ich mich noch mal erkundigen und würde es schriftlich nachreichen.

Vizepräsident Höhn:

Das haben wir zur Kenntnis genommen. Weitere Fragestellungen sehe ich jetzt nicht. Vielen Dank,

Frau Staatssekretärin. Die nächste Fragestellerin ist Frau Abgeordnete Floßmann, CDU-Fraktion,

in der Drucksache 6/1220.

Abgeordnete Floßmann, CDU:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Aktueller Verhandlungsstand zu Straßenausbaubeiträgen

Laut Koalitionsvertrag der die aktuelle Landesregierung tragenden Parteien ist geplant, sich umfas-

send mit dem Thema der Straßenausbaubeiträge zu befassen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Schritte hat die Landesregierung bisher getroffen, um über die Neugestaltung der Stra-

ßenausbaubeiträge zu diskutieren?

2. Welche Vereine, Verbände, Initiativen und andere Institutionen waren daran beteiligt?

3. Welche Ergebnisse sind daraus bisher abzuleiten?

4. Welche konkreten Maßnahmen plant die Landesregierung zur Änderung der Straßenausbaubei-

träge?

Vizepräsident Höhn:

Für die Landesregierung antwortet Herr Staatssekretär Götze.

Götze, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordneten, die Mündliche An-

frage der Abgeordneten Floßmann beantworte ich für die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: In Umsetzung der Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag wurden Mitte Februar die-

ses Jahres verschiedene Interessenvertreter um Stellungnahme gebeten, inwieweit das Thüringer

Straßenausbaubeitragsrecht angemessen weiterentwickelt werden könnte. Im Anschluss daran

fanden bisher zwei Diskussionsforen zu diesem Thema in Weimar statt.
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